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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 825/2009 DES RATES 

vom 7. September 2009 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1659/2005 zur Einführung eines endgültigen 
Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Magnesia-Steine mit Ursprung in der 

Volksrepublik China 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) (nachstehend „Grundverordnung“ genannt), insbeson­
dere auf Artikel 11 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Geltende Maßnahmen 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1659/2005 ( 2 ) (nachstehend 
„ursprüngliche Verordnung“ genannt) führte der Rat ei­
nen endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren be­
stimmter Magnesia-Steine mit Ursprung in der Volks­
republik China („VR China“) ein. Bei den derzeit gelten­
den Maßnahmen handelt es sich um einen Wertzoll in 
Höhe von 39,9 %, von dem die Einfuhren von sechs, in 
der ursprünglichen Verordnung namentlich genannten 
Unternehmen ausgenommen sind, für die unternehmens­
spezifische Zollsätze gelten. 

1.2. Überprüfungsantrag 

(2) Nach der Einführung der endgültigen Maßnahmen erhielt 
die Kommission einen Antrag des chinesischen ausfüh­
renden Herstellers Bayuquan Refractories Company Limi­
ted (nachstehend „Antragsteller“ oder „BRC“ genannt) auf 
Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der ur­
sprünglichen Verordnung (nachstehend „Interimsüberprü­
fung“ genannt) gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Grund­
verordnung. Der Antragsteller arbeitete nicht an der Un­
tersuchung, die zu den Feststellungen und Schlussfolge­
rungen der ursprünglichen Verordnung führte (nachste­
hend „Ausgangsuntersuchung“ genannt), mit; daher gilt 
für das Unternehmen der residuale Antidumpingzoll. 

(3) In seinem Antrag auf Interimsüberprüfung brachte BRC 
vor, dass es die Kriterien für eine Marktwirtschafts­
behandlung (nachstehend „MWB“ genannt) und eine in­
dividuelle Behandlung erfülle. BRC sei von der Vesuvius 
Group aufgekauft worden, wodurch sich die Unterneh­
mensstruktur geändert habe. Ein Vergleich seiner Inlands­
preise und seiner Produktionskosten sowie seiner Aus­
fuhrpreise in die Gemeinschaft ergebe eine Dumping­
spanne, die deutlich niedriger als der geltende Zoll sei. 
Daher sei eine Aufrechterhaltung der Maßnahme in ihrer 
gegenwärtigen Höhe nicht mehr erforderlich, um das 
Dumping auszugleichen. 

1.3. Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung 

(4) Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses zu dem Schluss, dass genügend Beweise 
für die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung 
vorlagen, und beschloss, eine auf die Prüfung des Dum­
pingtatbestandes in Bezug auf BRC beschränkte teilweise 
Interimsüberprüfung gemäß Artikel 11 Absatz 3 der 
Grundverordnung einzuleiten. Am 12. Juni 2008 ver­
öffentlichte die Kommission im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 3 ) eine Einleitungsbekanntmachung und leitete die 
Untersuchung ein.
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1.4. Betroffene Ware und gleichartige Ware 

(5) Bei der im Rahmen dieser Interimsüberprüfung unter­
suchten Ware handelt es sich um dieselbe Ware wie 
bei der ursprünglichen Verordnung, d. h. um chemisch 
gebundene, ungebrannte Magnesia-Steine, deren Mag­
nesia-Komponente einen MgO-Gehalt von mindestens 
80 % aufweist, auch mit Magnesit, mit Ursprung in der 
VR China („betroffene Ware“), die derzeit unter den 
KN-Codes ex 6815 91 00, ex 6815 99 10 und 
ex 6815 99 90 (TARIC-Codes 6815 91 00 10, 
6815 99 10 20 und 6815 99 90 20) eingereiht werden. 

(6) Die in der VR China hergestellte und auf dem chinesi­
schen Inlandsmarkt verkaufte Ware und die in die Ge­
meinschaft ausgeführte Ware sowie die in den USA her­
gestellte und auf dem US-amerikanischen Markt verkaufte 
Ware haben dieselben grundlegenden materiellen, tech­
nischen und chemischen Eigenschaften und Verwendun­
gen; daher handelt es sich bei ihnen um gleichartige 
Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundver­
ordnung. 

1.5. Betroffene Parteien 

(7) Die Kommission unterrichtete den Wirtschaftszweig der 
Gemeinschaft, den Antragsteller und die Vertreter des 
Ausfuhrlandes offiziell über die Einleitung der Interims­
überprüfung. Die interessierten Parteien erhielten Gele­
genheit, schriftlich Stellung zu nehmen und eine Anhö­
rung zu beantragen. Alle interessierten Parteien, die einen 
entsprechenden Antrag stellten und nachwiesen, dass be­
sondere Gründe für ihre Anhörung sprachen, wurden 
gehört. 

(8) Die Kommission übermittelte dem Antragsteller das For­
mular für die Beantragung der MWB sowie einen Fra­
gebogen; beide wurden fristgerecht beantwortet und zu­
rückgesandt. Sie holte alle Informationen ein, die sie für 
die Dumpinguntersuchung als notwendig erachtete, 
prüfte sie und führte Kontrollbesuche in den Betrieben 
der folgenden Unternehmen durch: 

— Bayuquan Refractories Co. Ltd (Antragsteller), VR 
China, 

— Vesuvius UK Co. Ltd (verbundener Einführer), UK, 

— Vesuvius Iberica Refractories S.A. (verbundener Ein­
führer), Spanien, 

— Vesuvius Deutschland GmbH (verbundener Einfüh­
rer), Deutschland, 

— Vesuvius Italia S.P.A. (verbundener Einführer), Italien. 

1.6. Untersuchungszeitraum 

(9) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1. April 
2007 bis zum 31. März 2008 (nachstehend „Unter­
suchungszeitraum“ oder „UZ“ genannt). 

2. UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE 

2.1. Marktwirtschaftsbehandlung („MWB“) 

(10) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundver­
ordnung wird in Antidumpinguntersuchungen betreffend 
Einfuhren aus der VR China der Normalwert für diejeni­
gen Hersteller, die den Untersuchungsergebnissen zufolge 
die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der 
Grundverordnung erfüllen, d. h., die nachweisen, dass 
bei der Fertigung und dem Verkauf der gleichartigen 
Ware marktwirtschaftliche Bedingungen herrschen, ge­
mäß Artikel 2 Absätze 1 bis 6 der Grundverordnung 
ermittelt. Diese Kriterien lassen sich wie folgt zusammen­
fassen: 

— Unternehmensentscheidungen werden auf der Grund­
lage von Marktsignalen und ohne nennenswerten 
staatlichen Einfluss getroffen, und die Kosten beruhen 
auf Marktwerten; 

— die Unternehmen verfügen über eine einzige klare 
Buchführung, die von unabhängigen Stellen nach in­
ternationalen Rechnungslegungsgrundsätzen („IAS“) 
geprüft und in allen Bereichen angewendet wird; 

— es bestehen keine nennenswerten Verzerrungen in­
folge des früheren nicht marktwirtschaftlichen Sys­
tems; 

— Konkurs- und Eigentumsvorschriften gewährleisten 
Stabilität und Rechtssicherheit; 

— Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen. 

(11) Der Antragsteller beantragte MWB gemäß Artikel 2 Ab­
satz 7 Buchstabe b der Grundverordnung und legte frist­
gerecht einen ordnungsgemäß begründeten MWB-Antrag 
vor. Die darin enthaltenen Informationen und Daten 
wurden anschließend im Rahmen eines Kontrollbesuchs 
überprüft. 

(12) Die Untersuchung ergab, dass der Antragsteller die in 
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c zweiter und dritter Ge­
dankenstrich der Grundverordnung genannten MWB-Kri­
terien nicht erfüllte. Das Unternehmen konnte nicht 
nachweisen, dass es über eine einzige klare Buchführung 
verfügte, die nach den IAS erstellt und geprüft wurde. 
Seine Finanzausweise und seine Einzelabschlüsse wiesen 
Verstöße gegen die IAS und Rechnungslegungsgrundsätze 
auf, wie inkorrekte Verbuchung und Abschreibung des 
Anlagevermögens sowie inkorrekte Verbuchung von 
„Verbindlichkeiten“ und „Vorauszahlungen“. Der Buch­
prüfer wies nicht auf diese Unregelmäßigkeiten hin, des­
halb wurde der Schluss gezogen, dass die Finanzausweise 
nicht nach den IAS geprüft worden waren. Außerdem 
blieb das Unternehmen den Nachweis schuldig, dass 
keine nennenswerten Verzerrungen infolge des früheren 
nicht marktwirtschaftlichen Systems bestanden, insbeson­
dere weil die Landnutzungsrechte zu einem erheblich 
unter ihrem Marktwert liegenden Preis erworben worden 
waren.
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(13) Aus den genannten Gründen und Erwägungen konnte 
dem Antragsteller keine MWB gewährt werden. 

(14) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, der Antragsteller 
und die Behörden des Ausfuhrlandes erhielten Gelegen­
heit zur Stellungnahme zu den MWB-Feststellungen. Der 
Antragsteller und der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft 
legten daraufhin Stellungnahmen vor. 

(15) Der Antragsteller machte geltend, dass die bezüglich sei­
ner Buchführung angesprochenen Punkte nicht wesent­
lich seien und/oder 2008 berichtigt worden seien. Die in 
den Konten des Antragstellers für 2007 festgestellten 
Unzulänglichkeiten vermittelten jedoch ein erheblich ver­
zerrtes Bild der finanziellen Lage des Antragstellers. Die 
Kontenprüfung für den UZ zeigte, dass die 2007 auf­
getretenen Probleme auch 2008 noch nicht gelöst waren. 
Das Vorbringen des Antragstellers, man habe die Buch­
führungspraktiken bis Ende 2008 umgestellt, musste zu­
rückgewiesen werden, da diese Änderungen neun Monate 
nach dem UZ erfolgten und außerdem nicht während des 
Kontrollbesuchs geprüft werden konnten. 

(16) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft brachte vor, dass 
der Antragsteller das erste Kriterium nicht erfülle, da die 
verschiedenen Ausfuhrbeschränkungen der chinesischen 
Regierung für den hauptsächlich zur Herstellung der 
Ware benötigten Rohstoff zu verzerrten Rohstoffpreisen 
auf dem inländischen Markt geführt habe. Daher hätten 
die chinesischen Hersteller von Magnesia-Steinen den 
Rohstoff zu besseren Bedingungen erwerben können als 
ihre Wettbewerber in anderen Ländern. 

(17) Um diesem Vorbringen nachzugehen, wurden die Ein­
kaufspreise von BRC für den Hauptrohstoff Magnesium­
oxid und die für chinesisches Magnesiumoxid öffentlich 
notierten Preise (Quelle: Price Watch/Industrial minerals), 
die der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft vorlegte, ge­
prüft. Der Vergleich ergab, dass der Preisunterschied im 
UZ nicht als signifikant angesehen werden konnte. Bei 
der Untersuchung konnte auch festgestellt werden, dass 
es BRC freistand, Magnesiumoxid von verschiedenen An­
bietern zu erwerben, und dass die Preise ohne staatliche 
Einflussnahme ausgehandelt wurden. Aus diesen Gründen 
scheint eine etwaige Verzerrung der Rohstoffpreise im 
UZ keine erheblichen Auswirkungen auf BRC gehabt zu 
haben. 

(18) Der dargelegte Sachverhalt bestätigt die Feststellungen 
und die Schlussfolgerung, dass BRC kein MWB gewährt 
werden sollte. 

2.2. Individuelle Behandlung (IB) 

(19) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung wird für 
unter diesen Artikel fallende Länder gegebenenfalls ein 
landesweiter Zoll festgesetzt, außer wenn die Unterneh­
men nachweisen können, dass sie alle in Artikel 9 Absatz 
5 der Grundverordnung aufgeführten Kriterien für eine IB 
erfüllen. Diese Kriterien lassen sich wie folgt zusammen­
fassen: 

— die Ausführer können, sofern es sich um ganz oder 
teilweise in ausländischem Eigentum befindliche Un­
ternehmen oder Joint Ventures handelt, Kapital und 
Gewinne frei zurückführen; 

— die Ausfuhrpreise und -mengen sowie die Verkaufs­
bedingungen werden frei festgelegt; 

— die Mehrheit der Anteile ist im Besitz von Privatper­
sonen, und BRC ist nachweislich hinreichend unab­
hängig von staatlichen Eingriffen; 

— Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen; 

— der Staat nimmt nicht in einem solchen Maß Einfluss, 
dass Maßnahmen umgangen werden können, wenn 
für einzelne Ausführer unterschiedliche Zollsätze fest­
gesetzt werden. 

(20) Der Antragsteller beantragte nicht nur MWB, sondern 
auch IB für den Fall, dass Erstere nicht gewährt würde. 

(21) Die Untersuchung ergab, dass der Antragsteller alle ge­
nannten Kriterien erfüllte. Während der Untersuchung 
wurden keine Sachverhalte festgestellt, die eine Ableh­
nung des IB-Antrags begründen würden. Daher wird 
der Schluss gezogen, dass BRC die IB gewährt werden 
könnte. 

2.3. Normalwert 

(22) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung muss 
im Fall von Einfuhren aus Ländern ohne Marktwirtschaft, 
sofern keine MWB gewährt werden konnte, für die in 
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung 
genannten Länder der Normalwert auf der Grundlage 
des Preises oder des rechnerisch ermittelten Werts in 
einem Vergleichsland ermittelt werden. 

(23) In der Einleitungsbekanntmachung hatte die Kommission 
die Vereinigten Staaten von Amerika (USA) als geeignetes 
Vergleichsland zur Ermittlung des Normalwerts für die 
VR China vorgesehen, da die USA bereits in der Aus­
gangsuntersuchung als Vergleichsland herangezogen wur­
den. Ein Hersteller in den USA erklärte sich zur Mitarbeit 
an der Untersuchung, in der der Normalwert für BRC 
ermittelt werden sollte, bereit. Von den interessierten Par­
teien gingen zu diesem Vorschlag keine Stellungnahmen 
ein. 

(24) Daher wurde der Normalwert für den Antragsteller ge­
mäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a der Grundverord­
nung anhand der überprüften Angaben des mitarbeiten­
den Herstellers im Vergleichsland ermittelt.
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(25) Um zu gewährleisten, dass Normalwerte für die überwie­
gende Mehrzahl der aus der VR China ausgeführten Ty­
pen ermittelt werden konnten, wurde es, insbesondere da 
Daten des Vergleichslandes herangezogen wurden, für 
angebracht gehalten, die Kriterien zur Bestimmung der 
verschiedenen Warentypen entsprechend anzupassen. 
Die Dumpingberechnungen wurden daher anhand der 
angepassten Kriterien geändert. 

(26) Zur Bestimmung des Normalwerts wurde zunächst ge­
prüft, ob die gesamten Inlandsverkäufe der gleichartigen 
Ware durch den kooperierenden US-amerikanischen Her­
steller gemessen an seinen gesamten Ausfuhrverkäufen in 
die Gemeinschaft repräsentativ waren. Von einer solchen 
Repräsentativität wird gemäß Artikel 2 Absatz 2 der 
Grundverordnung ausgegangen, wenn die gesamten In­
landsverkäufe mengenmäßig mindestens 5 % der zur 
Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften Gesamtmenge 
entsprachen. Die Untersuchung ergab, dass alle Verkäufe 
des betroffenen US-Herstellers auf dem Inlandsmarkt in 
repräsentativen Mengen getätigt wurden. 

(27) Anschließend wurden die auf dem Inlandsmarkt verkauf­
ten Warentypen, die mit den zur Ausfuhr in die Gemein­
schaft verkauften Typen identisch oder direkt vergleich­
bar waren, ermittelt. 

(28) Für jeden auf dem Inlandsmarkt vom mitarbeitenden US- 
Hersteller verkauften Warentyp, der den Untersuchungs­
ergebnissen zufolge mit dem zur Ausfuhr in die Gemein­
schaft von BRC verkauften Typ von Magnesia-Steinen 
direkt vergleichbar war, wurde geprüft, ob die Inlands­
verkäufe in den USA im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 
der Grundverordnung hinreichend repräsentativ waren. 
Dabei wurden die Inlandsverkäufe eines bestimmten 
Typs von Magnesia-Steinen als hinreichend repräsentativ 
betrachtet, wenn die im UZ auf dem US-Inlandsmarkt 
verkaufte Gesamtmenge mindestens 5 % der insgesamt 
von BRC zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften 
Menge des vergleichbaren Warentyps entsprach. Die Un­
tersuchung ergab, dass alle Warentypen in hinreichender 
Menge auf dem Inlandsmarkt verkauft wurden, um als 
repräsentativ zu gelten. 

(29) Anschließend prüfte die Kommission, ob die Inlandsver­
käufe in den USA der einzelnen in repräsentativen Men­
gen auf dem Inlandsmarkt verkauften Typen von Mag­
nesia-Steinen als Geschäfte im normalen Handelsverkehr 
betrachtet werden konnten; hierfür wurde jeweils der 
Anteil der gewinnbringenden Verkäufe des fraglichen 
Magnesia-Steintyps an unabhängige Abnehmer ermittelt. 

(30) Die Inlandsverkäufe wurden als gewinnbringend angese­
hen, wenn der Stückpreis des jeweiligen Warentyps min­
destens den Produktionskosten entsprach. Deshalb wur­
den für jeden im UZ auf dem US-Inlandsmarkt verkauf­
ten Warentyp die Produktionskosten ermittelt. 

(31) Auf diese Weise ergab sich, dass mit einer Ausnahme alle 
Warentypen in den USA im normalen Handelsverkehr 
verkauft wurden. Damit wurde der Normalwert für diese 
Warentypen auf der Grundlage der auf dem Inlandsmarkt 
in den USA gezahlten bzw. zu zahlenden Preise ermittelt, 
die mit den von BRC in die Gemeinschaft ausgeführten 
Warentypen vergleichbar waren. Als Normalwert wurde 
der unabhängigen Abnehmern in den USA in Rechnung 
gestellte gewogene durchschnittliche Verkaufspreis im In­
land ermittelt. 

(32) Die Mehrzahl der von BRC in die Gemeinschaft aus­
geführten Warentypen war einer zusätzlichen Behand­
lung unterzogen und vom mitarbeitenden Hersteller in 
den USA nicht oder nicht in repräsentativen Mengen 
verkauft worden. Daher wurden bei der Ermittlung des 
Normalwerts für diese Warentypen die Verkäufe in den 
USA herangezogen, die wie unter Randnummer 31 dar­
gelegt mit den für die entsprechenden Warentypen ohne 
zusätzliche Behandlung getätigt wurden, wobei gebüh­
rende Berichtigungen vorgenommen wurden, um den 
Unterschieden bei den materiellen Eigenschaften Rech­
nung zu tragen. Die Höhe der Berichtigung wurde an­
hand der in der Ausgangsuntersuchung vorgelegten und 
überprüften Daten für den Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft ermittelt. 

(33) Bei dem einen Warentyp, für den keine Inlandspreise 
verwendet werden konnten (vgl. Randnummer 31), 
musste ein anderes Verfahren angewandt werden. In die­
sem Fall verwendete die Kommission den rechnerisch 
ermittelten Normalwert. Der Normalwert wurde gemäß 
Artikel 2 Absatz 3 der Grundverordnung durch Addition 
der Herstellkosten der ausgeführten Warentypen, eines 
angemessenen Betrags für Vertriebs-, Verwaltungs- und 
Gemeinkosten („VVG-Kosten“) und einer angemessenen 
Gewinnspanne rechnerisch ermittelt. Gemäß Artikel 2 
Absatz 6 der Grundverordnung wurde der Betrag für 
die VVG-Kosten und die Gewinnspanne anhand der 
durchschnittlichen VVG-Kosten und der durchschnitt­
lichen Gewinnspanne der Verkäufe der gleichartigen 
Ware im normalen Handelsverkehr festgesetzt. 

2.4. Ausfuhrpreis 

(34) Da alle Ausfuhrverkäufe von BRC in die Gemeinschaft 
über verbundene Einführer erfolgten, wurde der Ausfuhr­
preis ab Werk gemäß Artikel 2 Absatz 9 der Grundver­
ordnung anhand des Preises rechnerisch ermittelt, zu 
dem die eingeführten Waren erstmals an einen unabhän­
gigen Abnehmer in der Gemeinschaft weiterverkauft wur­
den, wobei für alle zwischen der Einfuhr und dem Wei­
terverkauf angefallenen Kosten eine Berichtigung vor­
genommen und für VVG-Kosten und Gewinne ein ange­
messener Betrag hinzugerechnet wurde. Hierfür wurden 
die VVG-Kosten der verbundenen Einführer verwendet. 

(35) Die zu diesem Zweck zu verwendende angemessene Ge­
winnspanne des Einführers basierte mangels Daten von 
unverbundenen Einführern und wegen der Beschränkung 
dieser Interimsüberprüfung auf den Dumpingtatbestand 
bei einem Unternehmen, d. h. dem Antragsteller, auf 
dem Gewinn, den ein unverbundener, kooperierender 
Einführer in der Ausgangsuntersuchung erzielte.
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2.5. Vergleich 

(36) Für jeden Typ der betroffenen Ware wurden der durch­
schnittliche Normalwert und der durchschnittliche Aus­
fuhrpreis auf der Stufe ab Werk und auf der gleichen 
Handelsstufe sowie mit denselben indirekten Steuern be­
lastet miteinander verglichen. Im Interesse eines fairen 
Vergleichs wurden gemäß Artikel 2 Absatz 10 der 
Grundverordnung auf Antrag Berichtigungen für Unter­
schiede vorgenommen, die nachweislich die Preise und 
die Vergleichbarkeit der Preise beeinflussten. Zu diesem 
Zweck wurden, soweit erforderlich und gerechtfertigt, 
Berichtigungen für Transport-, Versicherungs-, Bereitstel­
lungs- und Kreditkosten sowie tatsächlich gezahlte Anti­
dumpingzölle vorgenommen. 

(37) Die Untersuchung ergab, dass die auf Ausfuhrverkäufe 
gezahlte Umsatzsteuer nicht erstattet wurde. In der Un­
terrichtung des Antragstellers gemäß Artikel 20 der 
Grundverordnung wurde daher darauf hingewiesen, dass 
sowohl der Einfuhrpreis als auch der Normalwert anhand 
der gezahlten oder zu zahlenden Umsatzsteuer bestimmt 
würden. Nach Meinung des Antragstellers ist ein derarti­
ger Ansatz nicht hinnehmbar, da der Normalwert auf 
diese Weise um mehr als den Umsatzsteuerbetrag anstei­
gen würde, der vielmehr vom Ausfuhrpreis hätte abge­
zogen werden sollen. 

(38) Dazu ist festzuhalten, dass im Untersuchungszeitraum 
der Überprüfung die auf Ausfuhrverkäufe gezahlte Um­
satzsteuer nicht erstattet wurde. Deshalb war keine Be­
richtigung des Ausfuhrpreises oder des Normalwertes für 
die Umsatzsteuer erforderlich. Diese Methode ist außer­
dem neutral. Die Wirkung ist nämlich dieselbe, auch 
dann, wenn ein Unternehmen beispielsweise bestimmte 
Waren oder Geschäftsvorgänge in die Gemeinschaft zu 
einem Ausfuhrpreis verkauft, der nicht zu Dumping 
führt. Anders ausgedrückt, selbst wenn man davon aus­
geht, dass die Einbeziehung der Umsatzsteuer auf beiden 
Seiten der Gleichung zu einem Anstieg des Unterschieds 
zwischen den beiden Elementen führen würde, wäre dies 
auch bei den Modellen der Fall, bei denen sich kein 
Dumping ergab. 

2.6. Dumpingspanne 

(39) Gemäß Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wurde 
der gewogene durchschnittliche Normalwert je Warentyp 
mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis des 
entsprechenden Typs der betroffenen Ware verglichen. 
Nach diesem Vergleich lag kein Dumping vor. 

3. DAUERHAFTE VERÄNDERUNG DER UMSTÄNDE 

(40) Gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung wurde 
auch geprüft, ob davon auszugehen ist, dass sich die 
Umstände dauerhaft verändert haben. 

(41) In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass der 
Antragsteller nur eine begrenzte Menge Magnesia-Steine 
am Ende des UZ der ursprünglichen Verordnung verkauft 
und deshalb nicht an der Ausgangsuntersuchung mitgear­
beitet hatte, weshalb das Unternehmen einem Residual­
zollsatz von 39,9 % unterlag. Im Folgenden wurde BRC, 
das zum Zeitpunkt der Ausgangsuntersuchung bestand, 
von der Vesuvius Group aufgekauft, was Änderungen an 
der Unternehmensstruktur von BRC nach sich zog. 

(42) An dieser Interimsüberprüfung arbeitete der Antragsteller 
voll mit und die eingeholten und überprüften Daten er­
möglichten es, eine Dumpingspanne auf der Grundlage 
seiner Preise für Ausfuhren in die Gemeinschaft zu er­
mitteln. Daraus ergab sich, dass die Aufrechterhaltung der 
Maßnahme in ihrer gegenwärtigen Höhe nicht mehr ge­
rechtfertigt ist. 

(43) Aus den während der Untersuchung eingeholten und 
überprüften Nachweisen ging auch hervor, dass die Än­
derungen an der Unternehmensstruktur des Antragstellers 
als dauerhaft anzusehen sind. Bei dieser Untersuchung 
ergab sich kein Beleg für das Gegenteil. Die Umstände, 
die zur Einleitung dieser Interimsüberprüfung führten, 
dürften sich in absehbarer Zeit nicht derart verändern, 
dass die Feststellungen dieser Überprüfung davon berührt 
würden. Daher ist davon auszugehen, dass die Änderun­
gen dauerhaft sind. 

4. ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

(44) Angesichts der Untersuchungsergebnisse dieser Überprü­
fung erscheint es angemessen, den Antidumpingzoll, der 
für die Einfuhren der betroffenen Ware durch BRC gilt, 
auf 0 % zu ändern. 

(45) Die interessierten Parteien wurden über die wesentlichen 
Fakten und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grund­
lage die Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1659/2005 
empfohlen werden sollte, und erhielten Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Ihre Stellungnahmen wurden, soweit an­
gezeigt, berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In die Tabelle in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1659/2005 wird nach dem Eintrag zu Dashiqiao Sanqiang Re­
fractory Materials Co. Ltd folgender Eintrag eingefügt:
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Hersteller Antidumpingzoll TARIC-Zusatzcode 

„Bayuquan Refractories Co. Ltd, 

Qinglongshan Street, Bayuquan District, 

Yingkou 115007, Province Liaoning, VR China 

0 % A960“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 7. September 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

E. ERLANDSSON
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VERORDNUNG (EG) Nr. 826/2009 DES RATES 

vom 7. September 2009 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1659/2005 zur Einführung eines endgültigen 
Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Magnesia-Steine mit Ursprung in der 

Volksrepublik China 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 11 
Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. VERFAHREN 

1. Geltende Maßnahmen 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1659/2005 ( 2 ) („ursprüng­
liche Verordnung“) führte der Rat einen endgültigen An­
tidumpingzoll auf die Einfuhren bestimmter Magnesia- 
Steine mit Ursprung in der Volksrepublik China („VR 
China“) ein. Derzeit gilt ein Wertzoll in Höhe von 
39,9 %, von dem die Einfuhren von sechs, in der ur­
sprünglichen Verordnung namentlich genannten Unter­
nehmen ausgenommen sind, für die unternehmensspezi­
fische Zollsätze gelten. 

2. Überprüfungsantrag 

(2) Im Jahr 2008 erhielt die Kommission einen Antrag auf 
eine teilweise Interimsüberprüfung gemäß Artikel 11 Ab­
satz 3 der Grundverordnung („Interimsüberprüfung“). Er 
wurde von Dashiqiao Sanqiang Refractory Materials 
Company Limited („DSRM“ oder „Antragsteller“) gestellt 
und beschränkte sich auf die Untersuchung der Frage, 
inwieweit die Ausfuhren des Antragstellers gedumpt sind. 
Für die von DSRM hergestellten Waren gilt der endgül­
tige Antidumpingzollsatz von 27,7 %. 

(3) In seinem Antrag auf Interimsüberprüfung machte der 
Antragsteller geltend, dass sich die Umstände, die zu 
den Maßnahmen führten, dauerhaft verändert hätten. 
Ein Vergleich seiner Inlandspreise und seiner Produkti­
onskosten sowie seiner Ausfuhrpreise in die Gemein­
schaft ergebe eine Dumpingspanne, die deutlich niedriger 
als der geltende Zoll sei. Daher sei eine Aufrechterhaltung 
der Maßnahme in ihrer gegenwärtigen Höhe nicht mehr 
erforderlich, um das Dumping auszugleichen. Insbeson­

dere legte der Antragsteller Anscheinsbeweise dafür vor, 
dass er die Kriterien für die Marktwirtschaftsbehandlung 
erfüllt. 

3. Einleitung 

(4) Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses zu dem Schluss, dass genügend Beweise 
für die Einleitung einer Interimsüberprüfung vorlagen, 
und beschloss, eine auf die Prüfung des Dumpingtat­
bestandes in Bezug auf DSRM beschränkte teilweise In­
terimsüberprüfung gemäß Artikel 11 Absatz 3 der 
Grundverordnung einzuleiten. Am 12. Juni 2008 ver­
öffentlichte die Kommission im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 3 ) eine Einleitungsbekanntmachung und leitete die 
Untersuchung ein. 

4. Betroffene Ware und gleichartige Ware 

(5) Bei der im Rahmen dieser Interimsüberprüfung unter­
suchten Ware handelt es sich um dieselbe Ware wie 
bei der ursprünglichen Verordnung, d. h. um chemisch 
gebundene, ungebrannte Magnesia-Steine, deren Mag­
nesia-Komponente einen MgO-Gehalt von mindestens 
80 % aufweist, auch mit Magnesit, mit Ursprung in der 
VR China („betroffene Ware“), die derzeit unter den KN- 
Codes ex 6815 91 00, ex 6815 99 10 und 
ex 6815 99 90 (TARIC-Codes 6815 91 00 10, 
6815 99 10 20 und 6815 99 90 20) eingereiht werden. 

(6) Die in der VR China hergestellte und auf dem chinesi­
schen Inlandsmarkt verkaufte Ware und die in die Ge­
meinschaft ausgeführte Ware sowie die in den USA her­
gestellte und auf dem US-amerikanischen Markt verkaufte 
Ware haben dieselben grundlegenden materiellen, tech­
nischen und chemischen Eigenschaften und Verwendun­
gen; daher handelt es sich bei ihnen um gleichartige 
Waren im Sinne des Artikels 1 Absatz 4 der Grundver­
ordnung. 

5. Betroffene Parteien 

(7) Die Kommission unterrichtete den Wirtschaftszweig der 
Gemeinschaft, den Antragsteller und die Behörden des 
Ausfuhrlandes offiziell über die Einleitung der Interims­
überprüfung. Die interessierten Parteien erhielten Gele­
genheit, innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung 
gesetzten Frist ihren Standpunkt schriftlich darzulegen 
und eine Anhörung zu beantragen. Alle interessierten 
Parteien, die einen entsprechenden Antrag stellten und 
nachwiesen, dass besondere Gründe für ihre Anhörung 
sprachen, wurden gehört.

DE 11.9.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 240/7 

( 1 ) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 267 vom 12.10.2005, S. 1. ( 3 ) ABl. C 146 vom 12.6.2008, S. 30.



(8) An DSRM und die mit ihm verbundenen Unternehmen 
wurden ein MWB-Antragsformular sowie ein Fragebogen 
gesandt; alle Unternehmen antworteten fristgerecht. Die 
Kommission holte alle Informationen ein, die sie für ihre 
Untersuchung als notwendig erachtete, prüfte sie und 
führte in den Betrieben der folgenden Unternehmen Kon­
trollbesuche durch: 

a) VR China: 

— Dashiqiao Sanqiang Refractory Materials Co. Limi­
ted (Antragsteller), Dashiqiao, Provinz Liaoning; 

b) Italien: 

— Duferco Commerciale S.p.A., Genua; 

c) Frankreich: 

— Duferco, Aubervilliers; 

d) Schweiz: 

— Duferco SA, Lugano. 

6. Untersuchungszeitraum 

(9) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1. Januar 
2007 bis zum 31. März 2008 („Untersuchungszeitraum“ 
oder „UZ“). 

B. UNTERSUCHUNGSERGEBNISSE 

1. Marktwirtschaftsbehandlung („MWB“) 

(10) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundver­
ordnung wird in Antidumpinguntersuchungen betreffend 
Einfuhren aus der VR China der Normalwert für diejeni­
gen Hersteller, die den Untersuchungsergebnissen zufolge 
die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der 
Grundverordnung erfüllen, d. h., die nachweisen, dass 
bei der Fertigung und dem Verkauf der gleichartigen 
Ware marktwirtschaftliche Bedingungen herrschen, ge­
mäß den Absätzen 1 bis 6 des genannten Artikels ermit­
telt. Diese Kriterien lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

— Unternehmensentscheidungen werden auf der Grund­
lage von Marktsignalen und ohne nennenswerten 
staatlichen Einfluss getroffen, und die Kosten beruhen 
auf Marktwerten; 

— die Unternehmen verfügen über eine einzige klare 
Buchführung, die von unabhängigen Stellen nach in­
ternationalen Rechnungslegungsgrundsätzen („IAS“) 
geprüft und in allen Bereichen angewendet wird; 

— es bestehen keine nennenswerten Verzerrungen in­
folge des früheren nicht marktwirtschaftlichen Sys­
tems; 

— Konkurs- und Eigentumsvorschriften gewährleisten 
Stabilität und Rechtssicherheit; 

— Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen. 

(11) Der Antragsteller beantragte MWB gemäß Artikel 2 Ab­
satz 7 Buchstabe b der Grundverordnung und legte frist­
gerecht einen ordnungsgemäß begründeten MWB-Antrag 
vor. Die darin enthaltenen Informationen und Daten 
wurden anschließend im Rahmen eines Kontrollbesuchs 
überprüft. 

(12) Die Untersuchung ergab, dass der Antragsteller alle fünf 
MWB-Kriterien erfüllte. Im UZ traf DSRM seine Unter­
nehmensentscheidungen ohne jegliche staatliche Einfluss­
nahme; dabei wurden auch keine Verzerrungen aufgrund 
nicht marktwirtschaftlicher Bedingungen festgestellt. 
DSRM unterliegt den chinesischen Konkurs- und Eigen­
tumsvorschriften ohne jede Ausnahme. Das Unterneh­
men verfügt über eine von einer unabhängigen Stelle 
geprüfte Buchführung und ein entsprechendes Buchfüh­
rungssystem, ferner entsprachen seine Praktiken den in­
ternational anerkannten Buchführungsgrundsätzen und 
den IAS. Kosten und Preise spiegelten die Marktwerte 
wider, Währungsumrechnungen erfolgten zu Marktkur­
sen. 

(13) Aus den genannten Gründen und Erwägungen konnte 
dem Antragsteller MWB gewährt werden. 

(14) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, der Antragsteller 
und die Behörden des Ausfuhrlandes erhielten Gelegen­
heit zur Stellungnahme zu den MWB-Feststellungen. Der 
Antragsteller und der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft 
legten daraufhin Stellungnahmen vor. 

(15) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft brachte vor, dass 
der Antragsteller das erste Kriterium nicht erfülle, da die 
verschiedenen Ausfuhrbeschränkungen der chinesischen 
Regierung für den hauptsächlich zur Herstellung der 
Ware benötigten Rohstoff zu verzerrten Rohstoffpreisen 
auf dem inländischen Markt geführt habe. Daher hätten 
die chinesischen Hersteller von Magnesia-Steinen den 
Rohstoff zu besseren Bedingungen erwerben können als 
ihre Wettbewerber in anderen Ländern. 

(16) Um diesem Vorbringen nachzugehen, wurden die Ein­
kaufspreise von DSRM für den Hauptrohstoff Magnesi­
umoxid und für chinesisches Magnesiumoxid öffentlich 
notierte Preise (Quelle: Price Watch/Industrial minerals), 
die der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft vorlegte, ge­
prüft. Der Vergleich ergab, dass der Preisunterschied im 
UZ nicht als signifikant angesehen werden konnte. Bei 
der Untersuchung konnte auch festgestellt werden, dass 
es DSRM freistand, Magnesiumoxid von verschiedenen 
Anbietern zu erwerben, und dass die Preise ohne staatli­
che Einflussnahme ausgehandelt wurden. Aus diesen 
Gründen scheint eine etwaige Verzerrung der Rohstoff­
preise im UZ keine erheblichen Auswirkungen auf dieses 
Unternehmen gehabt zu haben.
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(17) Der dargelegte Sachverhalt bestätigt die Feststellungen 
und die Schlussfolgerung, dass DSRM MWB gewährt wer­
den sollte. 

2. Normalwert 

(18) Zur Bestimmung des Normalwerts wurde zunächst ge­
prüft, ob die gesamten Inlandsverkäufe der gleichartigen 
Ware durch DSRM gemessen an den gesamten Ausfuhr­
verkäufen in die Gemeinschaft repräsentativ waren. Von 
einer solchen Repräsentativität wird gemäß Artikel 2 Ab­
satz 2 der Grundverordnung ausgegangen, wenn die ge­
samten Inlandsverkäufe mengenmäßig mindestens 5 % 
der zur Ausfuhr in die Gemeinschaft verkauften Gesamt­
menge entsprachen. Die Untersuchung ergab, dass alle 
Verkäufe von DSRM auf dem Inlandsmarkt in repräsen­
tativen Mengen getätigt wurden. 

(19) Anschließend wurden die von DSRM auf dem Inlands­
markt verkauften Warentypen, die mit den zur Ausfuhr 
in die Gemeinschaft verkauften Typen identisch oder di­
rekt vergleichbar waren, ermittelt. 

(20) Für jeden von DSRM auf dem Inlandsmarkt verkauften 
Typ, der den Feststellungen zufolge mit dem zur Ausfuhr 
in die Gemeinschaft verkauften Typ direkt vergleichbar 
war, wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe repräsentativ 
im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung 
waren. Davon wurde ausgegangen, wenn ein bestimmter 
Typ auf dem Inlandsmarkt im UZ insgesamt in Mengen 
verkauft wurde, die 5 % oder mehr der zur Ausfuhr in 
die Gemeinschaft verkauften Mengen des vergleichbaren 
Typs entsprachen. 

(21) Ferner wurde geprüft, ob die Inlandsverkäufe der einzel­
nen Warentypen als Geschäfte im normalen Handelsver­
kehr im Sinne des Artikels 2 Absatz 4 der Grundverord­
nung angesehen werden konnten. Hierfür wurde für je­
den ausgeführten Typ der betroffenen Ware der Anteil 
der gewinnbringenden Verkäufe an unabhängige Abneh­
mer auf dem Inlandsmarkt während des UZ ermittelt. 

(22) Wenn die Verkäufe eines Warentyps, zu einem Nettover­
kaufspreis in Höhe der rechnerisch ermittelten Produkti­
onskosten oder darüber, 80 % oder mehr des gesamten 
Verkaufsvolumens dieses Typs ausmachten und wenn der 
gewogene Durchschnittspreis des betreffenden Warentyps 
mindestens den Produktionsstückkosten entsprach, wurde 
dem Normalwert der tatsächliche Inlandspreis zugrunde 
gelegt. Dieser Preis wurde als gewogener Durchschnitt 
der Preise aller Inlandsverkäufe jenes Typs im UZ ermit­
telt, unabhängig davon, ob diese Verkäufe gewinnbrin­
gend waren oder nicht. 

(23) Wenn das Volumen der gewinnbringenden Verkäufe ei­
nes Warentyps 80 % oder weniger des gesamten Ver­
kaufsvolumens dieses Typs ausmachte oder wenn der 
gewogene Durchschnittspreis des betreffenden Warentyps 
unter den Produktionsstückkosten lag, wurde dem Nor­
malwert der tatsächliche Inlandspreis zugrunde gelegt, 
der als gewogener Durchschnitt ausschließlich der ge­

winnbringenden Verkäufe dieses Warentyps im UZ er­
mittelt wurde. 

(24) Wenn die Inlandspreise eines bestimmten von DSRM 
verkauften Warentyps nicht zur Ermittlung des Normal­
wertes herangezogen werden konnten, musste eine an­
dere Methode angewendet werden. In diesem Fall ver­
wendete die Kommission den rechnerisch ermittelten 
Normalwert. Der Normalwert wurde gemäß Artikel 2 
Absatz 3 der Grundverordnung durch Addition der Her­
stellkosten der ausgeführten Warentypen, eines angemes­
senen Betrags für Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemein­
kosten („VVG-Kosten“) und einer angemessenen Gewinn­
spanne rechnerisch ermittelt. Gemäß Artikel 2 Absatz 6 
der Grundverordnung wurde der Betrag für die VVG-Kos­
ten und die Gewinnspanne anhand der durchschnitt­
lichen VVG-Kosten und der durchschnittlichen Gewinn­
spanne der Verkäufe der gleichartigen Ware durch DSRM 
im normalen Handelsverkehr festgesetzt. 

3. Ausfuhrpreis 

(25) Da alle Ausfuhrverkäufe in die Gemeinschaft über ver­
bundene Einführer von DSRM in der Gemeinschaft oder 
in der Schweiz erfolgten, musste der Ausfuhrpreis ab 
Werk gemäß Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung 
anhand des Preises rechnerisch ermittelt werden, zu dem 
die eingeführten Waren erstmals an einen unabhängigen 
Abnehmer in der Gemeinschaft weiterverkauft wurden, 
wobei für alle zwischen der Einfuhr und dem Weiterver­
kauf angefallenen Kosten eine Berichtigung vorgenom­
men und für VVG-Kosten und Gewinne ein angemesse­
ner Betrag hinzugerechnet wurde. Hierfür wurden die 
VVG-Kosten der verbundenen Einführer verwendet. 

(26) Die zu diesem Zweck zu verwendende angemessene Ge­
winnspanne des Einführers basierte mangels Daten von 
unverbundenen Einführern und wegen der Beschränkung 
dieser Interimsüberprüfung auf den Dumpingtatbestand 
bei einem Unternehmen auf dem Gewinn, den ein unver­
bundener, kooperierender Einführer in der Ausgangs­
untersuchung erzielte. 

(27) Nach der abschließenden Unterrichtung machte DSRM 
geltend, dass der bei der rechnerischen Ermittlung des 
Ausfuhrpreises für einen seiner verbundenen Einführer 
verwendete Anteil der VVG-Kosten nicht den Tatsachen 
entspreche, da er als Anteil am Gesamtumsatz berechnet 
worden sei, ohne dabei zu berücksichtigen, dass die 
Mehrzahl der Verkäufe dieses Unternehmens auf Provisi­
onsbasis erfolgte und nur der Provisionsbetrag in den 
Umsatz eingegangen sei. 

(28) Die Kommission prüfte die während des Kontrollbesuchs 
im Betrieb dieses verbundenen Einführers eingeholten 
Beweise erneut. Daraufhin wurde dem Vorbringen von 
DSRM stattgegeben, und der Anteil der VVG-Kosten, 
der zur rechnerischen Ermittlung des Preises für die 
über diesen Einführer abgewickelten Ausfuhren heran­
gezogen wurde, wurde folglich berichtigt. Dieser berich­
tigte Anteil der VVG-Kosten stand auch im Einklang mit 
den Ergebnissen für die anderen verbundenen Einführer.
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4. Vergleich 

(29) Für jeden Typ der betroffenen Ware wurden der durch­
schnittliche Normalwert und der durchschnittliche Aus­
fuhrpreis auf der Stufe ab Werk und auf der gleichen 
Handelsstufe sowie mit denselben indirekten Steuern be­
lastet miteinander verglichen. Im Interesse eines fairen 
Vergleichs wurden gemäß Artikel 2 Absatz 10 der 
Grundverordnung auf Antrag Berichtigungen für Unter­
schiede vorgenommen, die nachweislich die Preise und 
die Vergleichbarkeit der Preise beeinflussten. Zu diesem 
Zweck wurden, soweit erforderlich und gerechtfertigt, 
Berichtigungen für Transport-, Versicherungs-, Bereitstel­
lungs-, Verlade- und Kreditkosten sowie tatsächlich ge­
zahlte Antidumpingzölle vorgenommen. 

(30) Die Untersuchung ergab, dass die auf Ausfuhrverkäufe 
gezahlte Umsatzsteuer nicht erstattet wurde (auch nicht 
zum Teil, wie in der Ausgangsuntersuchung). In der Un­
terrichtung des Antragstellers gemäß Artikel 20 der 
Grundverordnung wurde daher darauf hingewiesen, dass 
sowohl der Einfuhrpreis als auch der Normalwert anhand 
der gezahlten oder zu zahlenden Umsatzsteuer bestimmt 
würden. Nach Meinung des Antragstellers ist dieses Vor­
gehen rechtswidrig. Dazu ist Folgenden festzustellen. 

(31) Zunächst ist bezüglich des Vorbringens, dass in der Aus­
gangsuntersuchung eine andere Methode (d. h. Abzug der 
Umsatzsteuer vom Normalwert und vom Ausfuhrpreis) 
verwendet worden sei, zu betonen, dass die Umstände im 
Untersuchungszeitraum der Überprüfung („UZÜ“) nicht 
dieselben waren wie im ursprünglichen Untersuchungs­
zeitraum. Im ursprünglichen Untersuchungszeitraum 
wurde die Umsatzsteuer wie gesagt teilweise erstattet, 
weshalb eine Berichtigung gemäß Artikel 2 Absatz 10 
erfolgen musst; im UZÜ dagegen wurde die Umsatzsteuer 
auf Ausfuhrverkäufe nicht erstattet. Deshalb war keine 
Berichtigung des Ausfuhrpreises oder des Normalwertes 
für die Umsatzsteuer erforderlich. Selbst wenn dies als 
eine Änderung der Methode gelten könnte, wäre es ge­
mäß Artikel 11 Absatz 9 gerechtfertigt, da sich die Um­
stände geändert haben. 

(32) In seinem zweiten Vorbringen behauptete der Antragstel­
ler, dass die in dieser Überprüfung verwendete Methode 
die Dumpingspanne künstlich vergrößern würde. Dieses 
Argument ist nicht akzeptabel. Die Methode ist ergebnis­
neutral. Die Wirkung ist dieselbe, auch dann, wenn das 
Unternehmen beispielsweise bestimmte Waren oder Ge­
schäftsvorgänge in die Gemeinschaft zu einem Ausfuhr­
preis verkauft, der nicht zu Dumping führt. Anders aus­
gedrückt, selbst wenn die Einbeziehung der Umsatzsteuer 
auf beiden Seiten der Gleichung die Differenz zwischen 
den beiden Elementen ansteigen ließe, wäre dies auch bei 
den Modellen der Fall, für die der Dumpingtatbestand 
nicht erfüllt ist. 

5. Dumpingspanne 

(33) Gemäß Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung wurde 
der gewogene durchschnittliche Normalwert je Warentyp 

mit dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis des 
entsprechenden Typs der betroffenen Ware verglichen. 
Dieser Vergleich ergab das Vorliegen von Dumping. 

(34) Die für DSRM ermittelte Dumpingspanne, ausgedrückt 
als Prozentsatz des Nettopreises frei Grenze der Gemein­
schaft, unverzollt, betrug 14,4 %. 

C. DAUERHAFTE VERÄNDERUNG DER UMSTÄNDE 

(35) Gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung wurde 
auch geprüft, ob die Annahme vertretbar ist, dass die 
festgestellte Veränderung der Umstände dauerhaft ist. 

(36) In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass DSRM 
in der Ausgangsuntersuchung keine MWB gewährt 
wurde, weil seine Buchführung nicht den international 
anerkannten Buchführungsgrundsätzen und den IAS ent­
sprach. Ihm wurde jedoch eine individuelle Behandlung 
gewährt. 

(37) Seit der Ausgangsuntersuchung, am 8. Dezember 2006, 
wurde aus DSRM ein Joint Venture, an dem die nicht 
chinesische Duferco-Gruppe mit 25 % beteiligt ist. Die 
derzeitige Untersuchung ergab, dass diese Beteiligung 
grundlegende Änderungen bei der Unternehmensführung 
und den Buchprüfungspraktiken von DSRM mit sich 
brachte. DSRM sicherte sich nämlich das Know-how 
und die Unterstützung von Duferco beim betrieblichen 
Rechnungswesen und der Finanzkontrolle und wurde Teil 
des internationalen Verkaufsnetzes von Duferco. Aus den 
während der Untersuchung eingeholten und überprüften 
Nachweisen ging auch hervor, dass die Änderungen an 
der Unternehmensstruktur des Antragstellers dauerhaft 
sind. 

(38) Im Gegensatz zur Ausgangsuntersuchung, in der der Nor­
malwert anhand von Daten aus dem Vergleichsland er­
mittelt wurde, belegten die im Rahmen dieser Unter­
suchung eingeholten und geprüften Daten, dass DSRM 
die MWB gewährt und das Dumping folglich anhand 
seiner eigenen Daten ermittelt werden konnte. Daraus 
ergab sich, dass die Aufrechterhaltung der Maßnahme 
in ihrer gegenwärtigen Höhe nicht mehr gerechtfertigt ist. 

(39) Aus dem dargelegten Sachverhalt lässt sich schließen, 
dass die Umstände, die zur Einleitung dieser Überprüfung 
führten, sich in absehbarer Zeit nicht derart verändern 
dürften, dass die Feststellungen dieser Überprüfung davon 
berührt würden. Daher ist davon auszugehen, dass die 
Änderungen dauerhaft sind. 

D. ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

(40) Angesichts der Untersuchungsergebnisse erscheint es an­
gemessen, den für die Einfuhren der betroffenen Ware 
von DSRM geltenden Antidumpingzoll auf 14,4 % zu 
ändern.
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(41) Die interessierten Parteien wurden über die wesentlichen 
Fakten und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grund­
lage die Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1659/2005 
empfohlen werden sollte, und erhielten Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Ihre Stellungnahmen wurden, soweit an­
gezeigt, berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Eintrag für Dashiqiao Sanqiang Refractory Materials Co. Ltd 
in der Tabelle in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1659/2005 erhält folgende Fassung: 

Hersteller Antidumping­
zoll 

TARIC-Zu­
satzcode 

„Dashiqiao Sanqiang Refractory Materials 
Co. Ltd, Biangan Village, Nanlou Economic 
Development Zone, Dashiqiao City, Pro­
vinz Liaoning, 115100, VR China 

14,4 % A638“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 7. September 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

E. ERLANDSSON
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VERORDNUNG (EG) Nr. 827/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. September 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 11. September 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. September 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MK 37,2 
XS 31,8 
ZZ 34,5 

0707 00 05 TR 72,7 
ZZ 72,7 

0709 90 70 TR 102,7 
ZZ 102,7 

0805 50 10 AR 143,1 
UY 71,8 
ZA 112,5 
ZZ 109,1 

0806 10 10 IL 143,8 
TR 102,0 
ZZ 122,9 

0808 10 80 AR 124,5 
BR 70,4 
CL 82,3 
NZ 87,5 
US 85,9 
ZA 76,0 
ZZ 87,8 

0808 20 50 AR 160,8 
CN 61,6 
TR 87,5 
ZA 74,3 
ZZ 96,1 

0809 30 TR 114,0 
US 212,2 
ZZ 163,1 

0809 40 05 IL 126,5 
TR 78,6 
ZZ 102,6 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 828/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. September 2009 

mit Durchführungsbestimmungen für die Einfuhr und Raffination von Zuckererzeugnissen der 
Tarifposition 1701 im Rahmen von Präferenzabkommen für die Wirtschaftsjahre 2009/10 bis 

2014/15 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 156 in Verbindung mit 
Artikel 4, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1528/2007 des Rates vom 
20. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmungen zu den 
Regelungen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen oder der 
zu Wirtschaftspartnerschaftsabkommen führenden Abkommen 
für Waren mit Ursprung in bestimmten Staaten, die zur Gruppe 
der Staaten Afrikas, des karibischen Raums und des Pazifischen 
Ozeans (AKP) gehören ( 2 ), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 732/2008 des Rates vom 
22. Juli 2008 über ein Schema allgemeiner Zollpräferenzen für 
den Zeitraum vom 1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2011 und 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 552/97 und (EG) Nr. 
1933/2006 sowie der Verordnungen (EG) Nr. 1100/2006 und 
(EG) Nr. 964/2007 der Kommission ( 3 ), insbesondere auf 
Artikel 11 Absatz 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1528/2007 werden die Einfuhrzölle auf Waren der Tarif­
position 1701 für die in Anhang I der genannten Ver­
ordnung aufgeführten Regionen und Staaten am 
1. Oktober 2009 beseitigt. Diese Präferenzbehandlung 
kann jedoch für die Regionen oder Staaten, die in An­
hang I der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007 aufgeführt 
sind und nicht zu den am wenigsten entwickelten Län­
dern nach Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 732/2008 
zählen, ausgesetzt werden, wenn die Einfuhren die dop­
pelte Obergrenze gemäß Artikel 9 der Verordnung (EG) 
Nr. 1528/2007 erreichen. Im Einklang mit Artikel 9 Ab­
satz 2 sollte eine regionale Sicherheitsobergrenze fest­
gelegt werden. 

(2) Gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
732/2008 werden für die Länder, für die gemäß Anhang 
I der genannten Verordnung die Sonderregelung für die 
am wenigsten entwickelten Länder gilt, die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs auf die Waren der Tarifposition 

1701 mit Wirkung vom 1. Oktober 2009 vollständig 
ausgesetzt. 

(3) Gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 
732/2008 benötigen die Einführer von Waren der Tarif­
position 1701 im Zeitraum zwischen dem 1. Oktober 
2009 und dem 30. September 2015 eine Einfuhrgeneh­
migung. 

(4) Zur Vereinfachung des Lizenzverfahrens sollte jede Refe­
renznummer an ein in Anhang I der vorliegenden Ver­
ordnung aufgeführtes Land gekoppelt sein. Um betrüge­
rische Anträge zu verhindern, ist die Liste auf die Länder 
zu beschränken, die zu den tatsächlichen oder potenziel­
len Ausführern von Zucker in die Europäische Union 
zählen. Ein Land, das nicht in Anhang I der vorliegenden 
Verordnung, aber entweder in Anhang I der Verordnung 
(EG) Nr. 1528/2007 oder in Anhang I der Verordnung 
(EG) Nr. 732/2008 aufgelistet ist, kann in Anhang I der 
vorliegenden Verordnung aufgenommen werden. Zu die­
sem Zweck muss das betreffende Land bei der Kommis­
sion seine Aufnahme in die Liste in Anhang I der vor­
liegenden Verordnung beantragen. 

(5) Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen der vorlie­
genden Verordnung sollte die Verordnung (EG) Nr. 
376/2008 der Kommission vom 23. April 2008 mit 
gemeinsamen Durchführungsvorschriften für Einfuhr- 
und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheini­
gungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse ( 4 ) auf die ge­
mäß der vorliegenden Verordnung erteilten Lizenzen an­
wendbar sein. 

(6) Um eine einheitliche und gerechte Behandlung aller 
Marktteilnehmer sicherzustellen, ist festzulegen, in wel­
chem Zeitraum Lizenzanträge gestellt und Lizenzen aus­
gestellt werden können. 

(7) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 
der Kommission vom 31. August 2006 mit gemein­
samen Regeln für die Verwaltung von Einfuhrzollkontin­
genten für landwirtschaftliche Erzeugnisse im Rahmen 
einer Einfuhrlizenzregelung ( 5 ) übermitteln die Antragstel­
ler dem Mitgliedstaat, in dem sie in ein Mehrwertsteuer­
verzeichnis eingetragen sind, den Nachweis, dass sie wäh­
rend eines bestimmten Zeitraums im Zuckerhandel tätig 
waren. Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 
952/2006 der Kommission vom 29. Juni 2006 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 
318/2006 des Rates hinsichtlich der Binnenmarktord­
nung und Quotenregelung für Zucker ( 6 ) zugelassene 
Marktteilnehmer sollten am Handel mit Präferenzzucker 
teilnehmen können.
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(8) Die Einfuhren von Zucker zu Raffinationszwecken sind 
von den Mitgliedstaaten besonders zu überwachen. Die 
Marktteilnehmer sollten daher schon im Einfuhrlizenz­
antrag angeben, ob der Zucker zur Raffination bestimmt 
ist oder nicht. 

(9) Um Spekulationsgeschäfte oder den Handel mit Einfuhr­
lizenzen zu verhindern und sicherzustellen, dass der An­
tragsteller Handelskontakte mit dem Ausfuhrdrittland un­
terhält, sollte den Anträgen auf Erteilung einer Einfuhr­
lizenz ein von einer zuständigen Behörde des Ausfuhr­
drittlandes ausgestelltes Ausfuhrdokument für eine 
Menge, die der im Einfuhrlizenzantrag angegebenen 
Menge entspricht, beigefügt sein. 

(10) Gemäß Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
732/2008 und Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 
1528/2007 muss sich der Einführer verpflichten, Waren 
des KN-Codes 1701 zu einem Preis zu erwerben, der 
mindestens 90 % des in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c 
der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 festgelegten Refe­
renzpreises (auf cif-Basis) beträgt. 

(11) Übersteigen die Mengen, für die Einfuhrlizenzen bean­
tragt wurden, die Mengen gemäß Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007, so 
sollten die Mitgliedstaaten die Lizenzen in Anlehnung 
an die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 unter Anwen­
dung eines von der Kommission festzusetzenden Zutei­
lungskoeffizienten zuteilen. Im Einklang mit Artikel 9 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007 sollte 
dieser Koeffizient nach Regionen berechnet werden. 

(12) Durch Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1528/2007 erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Mengen gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1528/2007 überschritten werden. Die Kommission 
sollte daher über die Anwendung des befristeten Schutz­
mechanismus für Zucker Bericht erstatten und gegebe­
nenfalls geeignete Vorschläge unterbreiten. Dieser Bericht 
sollte eine Übersicht über die Einfuhren während der 
ersten Wirtschaftsjahre der Anwendung der vorliegenden 
Verordnung enthalten, künftige Handelstendenzen ana­
lysieren und die Risiken einer Überschreitung der Ober­
grenzen und die entsprechenden Mengen einschätzen. 

(13) Die zur Verwaltung des befristeten Schutzmechanismus 
für Zucker festgesetzten Obergrenzen basieren auf den 
Einfuhren während eines bestimmten Wirtschaftsjahres. 
Die Einfuhrlizenzen sollten daher vom 1. Oktober bis 
30. September gültig sein. 

(14) Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007 
kommt die Beseitigung der Einfuhrzölle nur denjenigen 
Einführern zugute, die einen Preis zahlen, der mindestens 
90 Prozent des Referenzpreises (auf cif-Basis) beträgt. Für 
den internationalen Handel setzen derartige Verträge vo­
raus, dass der Einführer ab dem Tag des Verladens die 
volle Verantwortung für den Zucker trägt. Bei Lizenzen, 
die bis zum 30. September gültig sind und für die der 
Zucker spätestens am 15. September verladen wurde, 
könnten kleinere Verzögerungen in der Logistikkette, 
die nicht auf höhere Gewalt zurückzuführen sind, dazu 
führen, dass die physische Einfuhr nach dem 30. Septem­

ber erfolgt. Um zu verhindern, dass der Einfuhrzoll von 
419 EUR/Tonne in voller Höhe zu entrichten ist und die 
Sicherheit verfällt, sollten die Einführer die Möglichkeit 
haben, den Zucker, der spätestens am 15. September 
eines Wirtschaftsjahres verladen wurde, auf der Grund­
lage einer für das betreffende Wirtschaftsjahr erteilten 
Einfuhrlizenz einzuführen. Die Mitgliedstaaten sollten da­
her die Gültigkeitsdauer der Einfuhrlizenzen verlängern, 
wenn der Einführer den Nachweis dafür erbringt, dass der 
Zucker spätestens am 15. September verladen wurde. 

(15) Die Unterscheidung zwischen „zur Raffination bestimm­
tem Zucker“ und „nicht zur Raffination bestimmtem Zu­
cker“ ist nicht an die Unterscheidung zwischen Weiß- 
und Rohzucker gemäß den Begriffsbestimmungen in An­
hang III Teil II Nummern 1 und 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 geknüpft. Daher sind für jede Gruppe 
von Einfuhrlizenzen die zur Einfuhr zugelassenen KN- 
Codes anzugeben. 

(16) Im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Verwaltung der 
Abkommen sollte die Kommission die einschlägigen An­
gaben rechtzeitig erhalten. 

(17) Gemäß Artikel 153 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 dürfen Einfuhrlizenzen in den ersten drei 
Monaten eines Wirtschaftsjahres im Rahmen der in 
Artikel 153 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 angegebenen Höchstmengen nur Vollzeitraf­
finerien erteilt werden. Während des betreffenden Zeit­
raums sollten nur Vollzeitraffinerien Einfuhrlizenzen für 
zur Raffination bestimmten Zucker beantragen können. 
Solche Lizenzen sollten bis zum Ende des Wirtschafts­
jahres gültig sein, für das sie erteilt wurden. 

(18) Die Einhaltung der Verpflichtung, den Zucker zu raffinie­
ren, sollte von den Mitgliedstaaten überprüft werden. 
Kann der ursprüngliche Inhaber der Einfuhrlizenz einen 
entsprechenden Nachweis nicht erbringen, so sollte eine 
Geldbuße gezahlt werden. 

(19) Für alle von einem zugelassenen Unternehmen raffinier­
ten eingeführten Zuckermengen sollte eine Einfuhrlizenz 
für zur Raffination bestimmten Zucker vorliegen. Auf die 
Mengen, für die ein solcher Nachweis nicht erbracht wer­
den kann, sollte eine Geldbuße erhoben werden. 

(20) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

(1) Mit dieser Verordnung werden für die Wirtschaftsjahre 
2009/10 bis 2014/15 die Durchführungsbestimmungen für 
die Einfuhr von Erzeugnissen der Tarifposition 1701 festgelegt, 
die in folgenden Bestimmungen vorgesehen sind:
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a) Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007, 

b) Artikel 11 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 732/2008. 

(2) Einfuhren aus Drittländern, die zu den in Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 732/2008 aufgelisteten am wenigsten ent­
wickelten Ländern (LDC) zählen, unabhängig davon, ob sie zur 
Gruppe der Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean gehören (AKP-Länder) oder nicht (Nicht- 
AKP-Länder), erfolgen zoll- und quotenfrei und tragen die Re­
ferenznummern gemäß Anhang I Teil I der vorliegenden Ver­
ordnung. 

(3) Einfuhren aus AKP-Ländern, die nicht zu den in Anhang I 
der Verordnung (EG) Nr. 732/2008 aufgelisteten am wenigsten 
entwickelten Ländern zählen (Nicht-LDC), erfolgen vorbehaltlich 
des befristeten Schutzmechanismus für Zucker gemäß Artikel 9 
der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007 zollfrei und tragen die 
Referenznummern gemäß Anhang I Teil II der vorliegenden 
Verordnung. 

Im Einklang mit Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1528/2007 ist in Anhang I Teil II der vorliegenden Verordnung 
für jedes Wirtschaftsjahr eine regionale Sicherheitsobergrenze 
festgesetzt. 

(4) Ein Land, das in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 
1528/2007 oder in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 
732/2008 aufgelistet ist, kann in Anhang I der vorliegenden 
Verordnung aufgenommen werden. Zu diesem Zweck beantragt 
das betreffende Land bei der Kommission seine Aufnahme in 
die Liste in Anhang I der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Zum Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestim­
mungen: 

a) „Gewicht tel quel“: das Gewicht des Zuckers in unveränder­
tem Zustand; 

b) „Raffination“: die Verarbeitung von Rohzucker zu Weiß­
zucker gemäß den Begriffsbestimmungen in Anhang III 
Teil II Nummern 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 sowie jegliche gleichartige technische Bearbei­
tung von Weißzucker in loser Schüttung. 

KAPITEL II 

EINFUHRLIZENZEN 

Artikel 3 

Anwendbarkeit der Verordnung (EG) Nr. 376/2008 

Vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung findet die Verordnung (EG) Nr. 376/2008 Anwen­
dung. 

Artikel 4 

Einfuhrlizenzanträge und Einfuhrlizenzen 

(1) Die Anträge auf Einfuhrlizenzen werden ab dem zweiten 
Montag des Monats September vor dem Wirtschaftsjahr, auf das 
sie sich beziehen, allwöchentlich von Montag bis Freitag einge­
reicht. 

Von Freitag, dem 11. Dezember 2009, 13 Uhr (Brüsseler Zeit) 
bis Freitag, dem 1. Januar 2010, 13 Uhr (Brüsseler Zeit) können 
keine Anträge eingereicht werden. 

(2) Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 gilt sinn­
gemäß. Auf die Vorlage des in dem genannten Artikel vorgese­
henen Nachweises kann jedoch bei gemäß Artikel 7 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 952/2006 zugelassenen Marktteilnehmern 
verzichtet werden. 

(3) Der Lizenzantrag und die Einfuhrlizenz enthalten fol­
gende Angaben: 

a) in Feld 8: das Ursprungsland (eines der Länder gemäß An­
hang I der vorliegenden Verordnung), wobei das Wort „ja“ 
angekreuzt ist; 

b) in Feld 16: einen achtstelligen KN-Code; 

c) in den Feldern 17 und 18: die Zuckermenge, ausgedrückt in 
Weißzuckeräquivalent; 

d) in Feld 20: 

i) „Zur Raffination bestimmter Zucker“ oder „Nicht zur 
Raffination bestimmter Zucker“, 

ii) mindestens eine der Angaben gemäß Anhang V Teil A; 

iii) das Wirtschaftsjahr, für das die Lizenz beantragt wurde; 

e) in Feld 24: mindestens eine der Angaben gemäß Anhang V 
Teil B. 

(4) Dem Antrag auf Einfuhrlizenz liegt Folgendes bei: 

a) der Nachweis, dass der Antragsteller eine Sicherheit in Höhe 
von 20 EUR je Tonne der in Feld 17 der Lizenz angegebe­
nen Menge Zucker gestellt hat; 

b) das Original der Ausfuhrlizenz, die von der zuständigen Be­
hörde des Ausfuhrdrittlandes entsprechend dem Muster in 
Anhang III für eine Menge ausgestellt wurde, die der im 
Einfuhrlizenzantrag angegebenen Menge entspricht;
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c) im Falle von zur Raffination bestimmtem Zucker die bin­
dende Zusage des Antragstellers, die betreffenden Zucker­
mengen vor Ende des dritten Monats zu raffinieren, der 
auf den Monat, in dem die Gültigkeit der betreffenden Ein­
fuhrlizenz abläuft, folgt; 

d) für die Wirtschaftsjahre 2009/10, 2010/11 und 2011/12 die 
Zusage des Antragstellers, den Zucker zu einem Preis zu 
erwerben, der mindestens 90 Prozent des in Artikel 8 Buch­
stabe c der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 für das betref­
fende Wirtschaftsjahr festgelegten Referenzpreises (auf cif-Ba­
sis) beträgt, sowie ein sowohl vom Käufer als auch vom 
Anbieter unterzeichnetes bindendes Dokument im Zusam­
menhang mit dem Geschäft. 

Anstelle der Ausfuhrlizenz gemäß Buchstabe b kann auch eine 
von den zuständigen Behörden des Ausfuhrdrittlandes beglau­
bigte Kopie des Ursprungsnachweises gemäß Anhang II 
Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007 für die in 
Anhang I der genannten Verordnung aufgelisteten Länder oder 
gemäß den Artikeln 67 bis 97 der Verordnung (EWG) Nr. 
2454/93 der Kommission ( 1 ) für die Länder, die nicht in An­
hang I der Verordnung (EG) Nr. 1528/2007, aber in Anhang I 
der Verordnung (EG) Nr. 732/2008 aufgelistet sind, verwendet 
werden. 

(5) Das Original der Ausfuhrlizenz gemäß Absatz 4 Buch­
stabe b oder die beglaubigte Kopie gemäß Absatz 4 Unterabsatz 
2 wird von der zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied­
staats aufbewahrt. 

(6) Stellt sich heraus, dass ein Dokument, das ein Antrag­
steller gemäß Absatz 4 vorgelegt hat, falsche Angaben enthält, 
und sind diese falschen Angaben maßgeblich für die Zuteilung 
der Lizenzen für Präferenzzucker, so schließen die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten den Antragsteller für das laufende 
und das folgende Wirtschaftsjahr von der Regelung für die Be­
antragung von Lizenzen aus, es sei denn, der Antragsteller weist 
zur Zufriedenheit der zuständigen Behörde nach, dass diese 
Situation nicht auf eine grobe Fahrlässigkeit seinerseits zurück­
zuführen ist oder dass ein Fall höherer Gewalt oder ein offen­
sichtlicher Fehler vorliegt. 

Artikel 5 

Befristeter Schutzmechanismus für Zucker 

(1) Übersteigt die Gesamtmenge, für die zu den Referenz­
nummern 09.4231 bis 09.4247 Lizenzen beantragt wurden, 
3,5 Mio. Tonnen und die Gesamtmenge, für die zu den Refe­
renznummern 09.4241 bis 09.4247 Lizenzen beantragt wur­
den, die in Anhang II für das betreffende Wirtschaftsjahr fest­
gesetzte Menge, so setzt die Kommission für die Referenznum­
mern 09.4241 bis 09.4247 einen Zuteilungskoeffizienten fest, 
den die Mitgliedstaaten auf die jeweiligen Mengen anwenden 
müssen, für die die einzelnen Anträge gestellt wurden. 

Der Zuteilungskoeffizient für eine Referenznummer berechnet 
sich im Verhältnis zu der für die betreffende Referenznummer 
und das betreffende Wirtschaftsjahr im Rahmen der regionalen 
Sicherheitsobergrenze verfügbaren Menge. 

Beträgt nach Anwendung des Zuteilungskoeffizienten auf die 
Anträge der Woche die Menge, für die zu den Referenznum­
mern 09.4231 bis 09.4247 Lizenzen beantragt wurden, weniger 
als 3,5 Mio. Tonnen oder die Menge, für die zu den Referenz­
nummern 09.4241 bis 09.4247 Lizenzen beantragt wurden, 
weniger als die in Anhang II für das betreffende Wirtschaftsjahr 
festgesetzte Menge, so wird die jeweils größere Unterschieds­
menge auf die Referenznummern 09.4241 bis 09.4247 mit 
einem Zuteilungskoeffizienten von weniger als 100 % im Ver­
hältnis zu der Antragsmenge der Woche, die für die betreffende 
Referenznummer nicht zugewiesen wurde, aufgeteilt. Für diese 
Referenznummern wird der Zuteilungskoeffizient unter Berück­
sichtigung dieser aufgestockten Zuteilungsmenge neu berechnet. 

Die Formel für die Berechnung des Zuteilungskoeffizienten ist in 
Anhang IV festgelegt. 

(2) Werden Zuteilungskoeffizienten gemäß Absatz 1 fest­
gesetzt, so setzt die Kommission die Einreichung von Lizenz­
anträgen bis zum Ende des Wirtschaftsjahres für die Referenz­
nummern aus, bei denen die regionale Sicherheitsobergrenze 
erreicht wurde. Die Kommission hebt die Aussetzung jedoch 
wieder auf und lässt die Einreichung von Anträgen wieder zu, 
wenn aufgrund der Mitteilungen gemäß Artikel 9 Absatz 3 
wieder Mengen zur Verfügung stehen. 

(3) Die Kommission erstattet vor dem 31. März 2013 Bericht 
über die Anwendung des befristeten Schutzmechanismus für 
Zucker und unterbreitet gegebenenfalls geeignete Vorschläge. 
Der Bericht trägt den Zucker-Handelsströmen aus den in An­
hang I dieser Verordnung aufgeführten Drittländern Rechnung. 

Artikel 6 

Erteilung von Einfuhrlizenzen 

(1) Die Mitgliedstaaten erteilen wöchentlich am Donnerstag 
oder spätestens Freitag Lizenzen für die in der Vorwoche einge­
reichten und gemäß Artikel 9 Absatz 1 mitgeteilten Anträge, 
wobei gegebenenfalls der von der Kommission gemäß Artikel 5 
Absatz 1 festgesetzte Zuteilungskoeffizient berücksichtigt wird. 

Für nicht mitgeteilte Mengen werden keine Einfuhrlizenzen er­
teilt. 

(2) Die Lizenzen gelten — je nachdem, welcher Zeitpunkt 
später liegt — ab dem Tag ihrer Erteilung oder ab dem 1. 
Oktober des Wirtschaftsjahres, für das sie erteilt wurden. 

Die Lizenzen gelten bis zum Ende des dritten Monats nach 
Beginn ihrer Gültigkeit, jedoch nicht über den 30. September 
des Wirtschaftsjahres, für das sie erteilt wurden, hinaus.
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Artikel 7 

Verlängerung der Gültigkeitsdauer von Einfuhrlizenzen 

Bei Einfuhrlizenzen, deren Gültigkeit am 30. September eines 
Wirtschaftsjahres endet, verlängert die zuständige Stelle des die 
Lizenz erteilenden Mitgliedstaats auf Antrag des Lizenzinhabers 
die Gültigkeitsdauer der Lizenz bis zum 31. Oktober, wenn der 
Lizenzinhaber zur Zufriedenheit der zuständigen Behörde des 
betreffenden Mitgliedstaats z. B. anhand des Frachtpapiers nach­
weist, dass der Zucker spätestens am 15. September des betref­
fenden Wirtschaftsjahres verladen wurde. Die Mitgliedstaaten 
teilen der Kommission spätestens am ersten Arbeitstag der fol­
genden Woche die Verlängerung der Gültigkeitsdauer mit. 

Artikel 8 

Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 

Einfuhrlizenzen, die in Feld 20 die Angabe „zur Raffination 
bestimmter Zucker“ enthalten, können für die Einfuhr von 
Erzeugnissen der KN-Codes 1701 11 10, 1701 91 00, 
1701 99 10 oder 1701 99 90 verwendet werden. 

Einfuhrlizenzen, die in Feld 20 die Angabe „nicht zur Raffina­
tion bestimmter Zucker“ enthalten, können für die Einfuhr von 
Erzeugnissen der KN-Codes 1701 11 90, 1701 91 00, 
1701 99 10 oder 1701 99 90 verwendet werden. 

Artikel 9 

Mitteilungen an die Kommission 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission zwischen Frei­
tag, 13.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit), und dem darauffolgenden 
Montag, 18.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit), die Mengen Zucker, 
einschließlich der Meldungen „entfällt“, mit, für die gemäß 
Artikel 4 Einfuhrlizenzen beantragt wurden. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission zwischen Frei­
tag, 13.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit), und dem darauffolgenden 
Montag, 18.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit), die Mengen Zucker, 
einschließlich der Meldungen „entfällt“, mit, für die seit dem 
vorhergehenden Donnerstag Einfuhrlizenzen gemäß Artikel 6 
erteilt wurden. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission zwischen Frei­
tag, 13.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit), und dem darauffolgenden 
Montag, 18.00 Uhr (Brüsseler Ortszeit), die Mengen, einschließ­
lich der Meldungen „entfällt“, mit, die sich aus nicht oder nur 
teilweise verwendeten Einfuhrlizenzen ergeben und die der Dif­
ferenz zwischen den auf der Rückseite der Lizenz eingetragenen 
Mengen und den Mengen entsprechen, für die die Einfuhrlizen­
zen erteilt worden sind. 

(4) Die Mengen gemäß den Absätzen 1, 2 und 3 werden 
nach Referenznummer, Ursprungsland, achtstelligem KN-Code, 
dem betreffenden Wirtschaftsjahr sowie danach aufgeschlüsselt, 
ob der Zucker zur Raffination bestimmt ist. Sie werden in 
Kilogramm Weißzuckeräquivalent ausgedrückt. 

(5) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission vor dem 1. 
März für das vorangegangene Wirtschaftsjahr die Zuckermengen 

mit, die tatsächlich raffiniert wurden, aufgeschlüsselt nach Refe­
renznummer und Ursprungsland und ausgedrückt in Kilogramm 
„tel quel“ und in Weißzuckeräquivalent. 

(6) Die Mitteilungen erfolgen auf elektronischem Wege unter 
Verwendung der den Mitgliedstaaten von der Kommission zur 
Verfügung gestellten Formulare und Verfahren. 

(7) Gemäß Artikel 308d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 
teilen die Mitgliedstaaten die näher aufgeschlüsselten Erzeugnis­
mengen mit, die in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt 
wurden. 

KAPITEL III 

TRADITIONELLER VERSORGUNGSBEDARF 

Artikel 10 

Regelung für Vollzeitraffinerien 

(1) Einfuhrlizenzen für zur Raffination bestimmten Zucker, 
deren Gültigkeitsdauer in den ersten drei Monaten eines Wirt­
schaftsjahres beginnt, können nur von Vollzeitraffinerien bean­
tragt werden. Abweichend von Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 
2 gelten solche Lizenzen bis zum Ende des Wirtschaftsjahres, 
für das sie erteilt wurden. 

(2) Erreichen oder übersteigen vor dem 1. Januar eines Wirt­
schaftsjahres die Anträge auf Einfuhrlizenzen für zur Raffination 
bestimmten Zucker die Gesamtheit der Mengen gemäß 
Artikel 153 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007, 
so teilt die Kommission den Mitgliedstaaten mit, dass die 
Höchstmenge des traditionellen Versorgungsbedarfs für das be­
treffende Wirtschaftsjahr auf Gemeinschaftsebene erreicht ist. 

Ab dem Zeitpunkt der Mitteilung findet Absatz 1 keine Anwen­
dung mehr für das betreffende Wirtschaftsjahr. 

Artikel 11 

Raffinationsnachweis und Sanktionen 

(1) Jeder ursprüngliche Inhaber einer Einfuhrlizenz für zur 
Raffination bestimmten Zucker weist dem Mitgliedstaat, der 
die Lizenz erteilt hat, innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf 
der Gültigkeit der betreffenden Einfuhrlizenz nach, dass diese 
Raffination innerhalb der Frist gemäß Artikel 4 Absatz 4 Buch­
stabe c stattgefunden hat. 

Wird ein solcher Nachweis nicht geliefert, so entrichtet der 
Antragsteller — außer bei außergewöhnlichen Fällen von höhe­
rer Gewalt — vor dem 1. Juni, der auf das betreffende Wirt­
schaftsjahr folgt, für die betreffenden Zuckermengen einen Be­
trag in Höhe von 500 EUR je Tonne. 

(2) Jeder gemäß Artikel 57 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 zugelassene Zuckererzeuger teilt der zuständigen 
Behörde des Mitgliedstaats vor dem 1. März, der auf das betref­
fende Wirtschaftsjahr folgt, die Mengen mit, die er im Rahmen 
des besagten Wirtschaftsjahres raffiniert hat, wobei er Folgendes 
angibt:
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a) die Zuckermengen, die den Einfuhrlizenzen für zur Raffina­
tion bestimmten Zucker entsprechen, 

b) die in der Gemeinschaft erzeugten Zuckermengen unter An­
gabe der Kenndaten des zugelassenen Unternehmens, das 
diesen Zucker erzeugt hat, 

c) die übrigen Zuckermengen unter Angabe von deren Her­
kunft. 

Außer bei außergewöhnlichen Fällen von höherer Gewalt ent­
richtet jeder Erzeuger vor dem 1. Juni, der auf das betreffende 
Wirtschaftsjahr folgt, einen Betrag in Höhe von 500 EUR je 

Tonne für die Zuckermengen gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe 
c, für die er dem Mitgliedstaat nicht nachweisen kann, dass der 
Zucker raffiniert wurde. 

KAPITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt bis zum 30. September 2015. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. September 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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ANHANG I 

REFERENZNUMMERN 

Teil I: Am wenigsten entwickelte Länder (LDC) 

Gruppenbezeichnung Drittland Referenznummer 

Nicht-AKP-LDC Bangladesch 
Kambodscha 
Laos 
Nepal 

09.4221 

AKP-LDC Benin 
Demokratische Republik Kongo 
Äthiopien 
Madagaskar 
Malawi 
Mosambik 
Senegal 
Sierra Leone 
Sudan 
Tanzania 
Togo 
Sambia 

09.4231 

Teil II: Nicht zu den am wenigsten entwickelten Ländern gehörende Länder (Nicht-LDCs) 

Region Drittland Referenznum­
mer 

Regionale Sicher­
heitsobergrenze 

2009/2010 
(Tonnen Weiß­

zuckeräquivalent) 

Regionale Sicher­
heitsobergrenze 

2010/2011 
(Tonnen Weiß­

zuckeräquivalent) 

Regionale Sicher­
heitsobergrenze 

2011/2012 
2012/2013 
2013/2014 
2014/2015 

(Tonnen Weiß­
zuckeräquivalent) 

Zentralafrika — Nicht-LDC 09.4241 10 186,1 10 186,1 10 186,1 

Westafrika — Nicht-LDC Côte d’Ivoire 09.4242 10 186,1 10 186,1 10 186,1 

SADC — Nicht-LDC Swasiland 09.4243 166 081,2 174 631,9 192 954,5 

EAC — Nicht-LDC Kenia 09.4244 12 907,9 13 572,4 14 996,5 

ESA — Nicht-LDC Mauritius 
Simbabwe 

09.4245 544 711,6 572 755,9 632 850,9 

PAZIFIK — Nicht-LDC Fidschi 09.4246 181 570,5 190 918,6 210 950,3 

CARIFORUM — Nicht-LDC Barbados 
Belize 
Dominikanische 
Republik 
Guyana 
Jamaika 
Trinidad und Tobago 

09.4247 454 356,6 477 749,0 527 875,6

DE L 240/20 Amtsblatt der Europäischen Union 11.9.2009



ANHANG II 

2009/10 
(Tonnen Weißzuckeräquivalent) 

2010/11 
(Tonnen Weißzuckeräquivalent) 

2011/12 
2012/13 
2013/14 
2014/15 

(Tonnen Weißzuckeräquivalent) 

1 380 000 1 450 000 1 600 000
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ANHANG III 

Muster der Ausfuhrlizenz gemäß Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b
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ANHANG IV 

I. Definitionen: 

TACPLDC = Kumulierte Antragsmengen der Woche für AKP-LDC-Länder (Referenznummer 09.4231) 

N = Referenznummer AKP-Nicht-LDC-Länder (09.4241 bis 09.4247) 

RSTN = Regionale Sicherheitsobergrenze für Referenznummer N 

WAN = Antragsmengen der Woche für Referenznummer N 

CWAN = Kumulierte Antragsmengen der Woche für Referenznummer N ohne die letzte Mitteilung 

ACN = Zuteilungskoeffizient für Referenznummer N 

RESQ = nach Anwendung des ACN aufzuteilende Restmenge 

RESQN = Restmenge für Referenznummer N 

II. Berechnung des Zuteilungskoeffizienten gemäß Artikel 5 Absatz 1 

II.1. Für jede N: 

ACN = ((RSTN – CWAN)/WAN * 100) % 

Ist der ACN negativ, so wird der ACN auf 0 % festgesetzt. 

Beträgt der ACN 100 % oder mehr, so wird der ACN auf 100 % festgesetzt. 

II.2. Wenn 

(TACPLDC + Σ (CWAN + ACN * WAN) für alle Regionen mit einer RST) weniger als 3,5 Mio. Tonnen beträgt 

ODER 

Σ ((CWAN + ACN * WAN) für alle Regionen mit einer RST) unter der RST liegt, 

dann: 

RESQ = Höchstmenge von 

3,5 Mio. Tonnen – (TACPDLC + Σ ((CWAN + ACN * WAN) für alle Regionen mit einer RST)) 

und 

RST – Σ ((CWAN + ACN * WAN) für alle Regionen mit einer RST) 

Bei einem ACN unter 100 %: 

RESQN = RESQ * (((1-ACN) * WAN)/(Σ (((1-ACN) * WAN) für Referenznummern mit einem ACN < 100 %))) 

„ACN neu“ = ((„ACN alt“*WAN) + RESQN)/WAN
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ANHANG V 

A. Angaben gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe d Ziffer ii 

— Bulgarisch: Прилагане на Регламент (ЕО) № 828/2009, ВОО/СИП. Референтен номер [вписва се рефе­ 
рентен номер в съответствие с приложение I] 

— Spanisch: Aplicación del Reglamento (CE) n o 828/2009, TMA/AAE. Número de referencia [el nú­
mero de referencia se incluirá conforme a lo dispuesto en el anexo I] 

— Tschechisch: Použití nařízení (ES) č. 828/2009, EBA/EPA. Referenční číslo (vloží se referenční číslo v 
souladu s přílohou I) 

— Dänisch: Anvendelse af forordning (EF) nr. 828/2009 EBA/EPA. Referencenummer [referencenum­
mer skal indsættes i overensstemmelse med bilag I] 

— Deutsch: Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 828/2009, EBA/EPA. Referenznummer [Referenz­
nummer gemäß Anhang I einfügen] 

— Estnisch: Kohaldatakse määrust (EÜ) nr 828/2009, EBA/EPA. Viitenumber [lisatakse vastavalt I 
lisale] 

— Griechisch: Εφαρμογή του κανονισμού (ΕΚ) αριθ. 828/2009, EB A/ΕΡΑ. Αύξων αριθμός (να συμ­ 
πληρώνεται ο αύξων αριθμός σύμφωνα με το παράρτημα Ι) 

— Englisch: Application of Regulation (EC) No 828/2009, EBA/EPA. Reference number [reference 
number to be inserted in accordance with Annex I] 

— Französisch: Application du règlement (CE) n o 828/2009, EBA/APE. Numéro de référence (numéro de 
référence à insérer conformément à l’annexe I) 

— Italienisch: Applicazione del regolamento (CE) n. 828/2009, EBA/APE. Numero di riferimento (inse­
rire in base all’allegato I) 

— Lettisch: Regulas (EK) Nr. 828/2009 piemērošana, EBA/EPA. Atsauces numurs [jāieraksta atsauces 
numurs saskaņā ar I pielikumu] 

— Litauisch: Taikomas reglamentas (EB) Nr. 828/2009, EBA/EPS. Eilės Nr. (eilės numeris įrašytinas 
pagal I priedą) 

— Ungarisch: A(z) 828/2009/EK rendelet alkalmazása, EBA/GPM. Hivatkozási szám [hivatkozási szám az 
I. melléklet szerint] 

— Maltesisch: Applikazzjoni tar-Regolament (KE) Nru 828/2009, EBA/EPA. Numru ta’ referenza [in- 
numru ta’ referenza għandu jiddaħħal skont l-Anness I] 

— Niederländisch: Toepassing van Verordening (EG) nr. 828/2009, EBA/EPO. Referentienummer [zie bijlage 
I] 

— Polnisch: Zastosowanie rozporządzenia (WE) nr 828/2009, EBA/EPA. Numer referencyjny [numer 
referencyjny należy wstawić zgodnie z załącznikiem I] 

— Portugiesisch: Aplicação do Regulamento (CE) n. o 828/2009, TMA/APE. Número de referência [número 
de referência a inserir em conformidade com o anexo I] 

— Rumänisch: Aplicarea Regulamentului (CE) nr. 828/2009, EBA/EPA. Număr de referință [a se introduce 
numărul de referință în conformitate cu anexa I] 

— Slowakisch: Uplatňovanie nariadenia (ES) č. 828/2009, EBA/EPA. Referenčné číslo (referenčné číslo sa 
vloží podľa prílohy I) 

— Slowenisch: Uporaba Uredbe (ES) št. 828/2009, EBA/EPA. Zaporedna številka [vstaviti zaporedno 
številko v skladu s Prilogo I]. 

— Finnisch: Asetuksen (EY) N:o 828/2009 soveltaminen, kaikki paitsi aseet/talouskumppanuussopi­
mus. Viitenumero [viitenumero lisätään liitteen I mukaisesti] 

— Schwedisch: Tillämpning av förordning (EG) nr 828/2009, EBA/EPA. Referensnummer [referensnumret 
ska anges i enlighet med bilaga I]
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B. Angaben gemäß Artikel 4 Absatz 3 Buchstabe e 

— Bulgarisch: Мито „0“ — Регламент (ЕО) № 828/2009 

— Spanisch: Derecho de aduana «0» — Reglamento (CE) n o 828/2009, 

— Tschechisch: Clo „0“ – nařízení (ES) č. 828/2009 

— Dänisch: Toldsats »0« — Forordning (EF) nr. 828/2009 

— Deutsch: Zollsatz „0“ — Verordnung (EG) Nr. 828/2009 

— Estnisch: Tollimaks „0” – määrus (EÜ) nr 828/2009 

— Griechisch: Τελωνειακός δασμός «0» — Κανονισμός (ΕΚ) αριθ. 828/2009 της ΕΕ 

— Englisch: Customs duty ‘0’ — Regulation (EC) No 828/2009 

— Französisch: Droit de douane «0» — règlement (CE) n o 828/2009 

— Italienisch: Dazio doganale nullo — Regolamento (CE) n. 828/2009 

— Lettisch: Muitas nodoklis ar “0” likmi – Regula (EK) Nr. 828/2009 

— Litauisch: Muito mokestis „0“ – Reglamentas (EB) Nr. 828/2009 

— Ungarisch: „0” vámtétel – 828/2009/EK rendelet 

— Maltesisch: Id-dazju tad-dwana “0” – Ir-Regolament (KE) Nru 828/2009 

— Niederländisch: Douanerecht „0” — Verordening (EG) nr. 828/2009 

— Polnisch: Stawka celna „0” – rozporządzenie (WE) nr 828/2009 

— Portugiesisch: Direito aduaneiro nulo — Regulamento (CE) n. o 828/2009 

— Rumänisch: Taxă vamală „0” – Regulamentul (CE) nr. 828/2009 

— Slowakisch: Clo „0“ – nariadenie (ES) č. 828/2009 

— Slowenisch: Carina „0“ – Uredba (ES) št. 828/2009 

— Finnisch: Tulli ”0” – Asetus (EY) N:o 828/2009 

— Schwedisch: Tullsats ”0” – Förordning (EG) nr 828/2009
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VERORDNUNG (EG) Nr. 829/2009 DER KOMMISSION 

vom 9. September 2009 

über ein Fangverbot für Grenadierfisch in den ICES-Gebieten Vb, VI und VII 
(Gemeinschaftsgewässer und Gewässer außerhalb der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit von 

Drittländern) für Schiffe unter der Flagge Spaniens 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom 
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut­
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen Fi­
schereipolitik ( 1 ), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom 
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für 
die gemeinsame Fischereipolitik ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 21 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 1359/2008 des Rates vom 
28. November 2008 zur Festsetzung der Fangmöglich­
keiten von Fischereifahrzeugen der Gemeinschaft für be­
stimmte Bestände von Tiefseearten (2009 und 2010) ( 3 ) 
sind die Quoten für die Jahre 2009 und 2010 vorgege­
ben. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2009 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher müssen die Befischung dieses Bestands, die Auf­
bewahrung an Bord sowie das Umladen und Anlanden 
von Fängen aus diesem Bestand verboten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2009 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als erschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Die Aufbewahrung an Bord sowie das Umladen und Anlanden 
von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen 
nach diesem Zeitpunkt getätigt werden, sind verboten. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 9. September 2009 

Für die Kommission 

Fokion FOTIADIS 
Generaldirektor für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 4/DSS 

Mitgliedstaat Spanien 

Bestand RNG/5B67- 

Art Grenadierfisch (Coryphaenoides rupestris) 

Gebiet Vb, VI und VII (Gemeinschaftsgewässer und Gewässer au­
ßerhalb der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit von Drittlän­
dern) 

Zeitpunkt 28.7.2009

DE 11.9.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 240/27



VERORDNUNG (EG) Nr. 830/2009 DER KOMMISSION 

vom 9. September 2009 

über ein Fangverbot für Blauleng in den Gebieten II, IV und V (Gemeinschaftsgewässer und 
Gewässer außerhalb der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit von Drittländern) für Schiffe unter der 

Flagge des Vereinigten Königreichs 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom 
20. Dezember 2002 über die Erhaltung und nachhaltige Nut­
zung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen Fi­
schereipolitik ( 1 ), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom 
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für 
die gemeinsame Fischereipolitik ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 21 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 1359/2008 des Rates vom 
28. November 2008 zur Festsetzung der Fangmöglich­
keiten von Fischereifahrzeugen der Gemeinschaft für be­
stimmte Bestände von Tiefseearten (2009 und 2010) ( 3 ) 
sind die Quoten für die Jahre 2009 und 2010 vorgege­
ben. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2009 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher müssen die Befischung dieses Bestands, die Auf­
bewahrung an Bord sowie das Umladen und Anlanden 
von Fängen aus diesem Bestand verboten werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2009 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als erschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Die Aufbewahrung an Bord sowie das Umladen und Anlanden 
von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten Schiffen 
nach diesem Zeitpunkt getätigt werden, sind verboten. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 9. September 2009 

Für die Kommission 

Fokion FOTIADIS 
Generaldirektor für Maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 2/DSS 

Mitgliedstaat Vereinigtes Königreich/GBR 

Bestand BLI/245- 

Art Blauleng (Molva dypterygia) 

Gebiet II, IV und V (Gemeinschaftsgewässer und Gewässer außer­
halb der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit von Drittländern) 

Zeitpunkt 8.8.2009
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VERORDNUNG (EG) Nr. 831/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. September 2009 

zur Festsetzung des Höchstsatzes für die Ermäßigung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im 
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 676/2009 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 144 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 676/2009 der Kommis­
sion ( 2 ) ist eine Ausschreibung zur Höchstermäßigung 
des Zolls bei der Einfuhr von Mais aus Drittländern 
nach Spanien eröffnet worden. 

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der 
Kommission vom 18. Dezember 2008 mit Durchfüh­
rungsvorschriften hinsichtlich der Zollkontingente für 
die Einfuhr von Mais und Sorghum nach Spanien und 
von Mais nach Portugal ( 3 ) kann die Kommission nach 
dem in Artikel 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 genannten Verfahren beschließen, einen 
Höchstsatz für die Ermäßigung des Einfuhrzolls festzuset­

zen. Dabei ist insbesondere den in den Artikeln 7 und 8 
der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 genannten Kriterien 
Rechnung zu tragen. 

(3) Der Zuschlag wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot 
dem Höchstsatz für die Ermäßigung des Einfuhrzolls ent­
spricht oder darunter liegt. 

(4) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Höchstsatz für die Ermäßigung des Zolls bei der Einfuhr 
von Mais für die vom 28. August bis zum 10. September 2009 
im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 676/2009 eingereichten 
Angebote wird auf 32,00 EUR/t festgesetzt und gilt für eine 
Gesamthöchstmenge von 14 166 Tonnen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 11. September 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. September 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 832/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. September 2009 

zur Festsetzung des Höchstsatzes für die Ermäßigung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im 
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 677/2009 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 144 Absatz 1 in Verbindung 
mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 677/2009 der Kommis­
sion ( 2 ) ist eine Ausschreibung zur Höchstermäßigung 
des Zolls bei der Einfuhr von Mais nach Portugal aus 
Drittländern eröffnet worden. 

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der 
Kommission vom 18. Dezember 2008 mit Durchfüh­
rungsvorschriften hinsichtlich der Zollkontingente für 
die Einfuhr von Mais und Sorghum nach Spanien und 
von Mais nach Portugal ( 3 ) kann die Kommission nach 
dem in Artikel 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 genannten Verfahren beschließen, einen 
Höchstsatz für die Ermäßigung des Einfuhrzolls festzuset­

zen. Dabei ist insbesondere den in den Artikeln 7 und 8 
der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 genannten Kriterien 
Rechnung zu tragen. 

(3) Der Zuschlag wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot 
dem Höchstsatz für die Ermäßigung des Einfuhrzolls ent­
spricht oder darunter liegt. 

(4) Der Verwaltungsausschuss für die gemeinsame Organisa­
tion der Agrarmärkte hat nicht innerhalb der ihm von 
seinem Vorsitzenden gesetzten Frist Stellung genom- 
men — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Höchstsatz für die Ermäßigung des Zolls bei der Einfuhr 
von Mais für die vom 28. August bis zum 10. September 2009 
im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 677/2009 eingereichten 
Angebote wird auf 25,95 EUR/t festgesetzt und gilt für eine 
Gesamthöchstmenge von 6 396 Tonnen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 11. September 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. September 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

KOMMISSION 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 10. September 2009 

zur grundsätzlichen Anerkennung der Vollständigkeit der Unterlagen, die zur eingehenden Prüfung 
im Hinblick auf eine etwaige Aufnahme von Bixafen in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des 

Rates eingereicht wurden 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 6771) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/700/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 6 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 91/414/EWG sieht die Aufstellung einer 
gemeinschaftlichen Liste der Wirkstoffe vor, die als In­
haltsstoffe von Pflanzenschutzmitteln zugelassen sind. 

(2) Am 8. Oktober 2008 hat die Firma Bayer CropScience 
den Behörden des Vereinigten Königreichs Unterlagen 
über den Wirkstoff Bixafen mit einem Antrag auf Auf­
nahme in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG übermit­
telt. 

(3) Die Behörden des Vereinigten Königreichs haben der 
Kommission mitgeteilt, eine erste Prüfung habe ergeben, 
dass die Unterlagen über den betreffenden Wirkstoff au­
genscheinlich die gemäß Anhang II der Richtlinie 
91/414/EWG erforderlichen Angaben und Informationen 
enthalten. Außerdem umfassen die Unterlagen offensicht­
lich die Angaben und Informationen, die gemäß 
Anhang III der Richtlinie 91/414/EWG für ein den be­
treffenden Wirkstoff enthaltendes Pflanzenschutzmittel 
erforderlich sind. Gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richt­

linie 91/414/EWG hat der Antragsteller anschließend der 
Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten die Unter­
lagen übermittelt, die an den Ständigen Ausschuss für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit weitergeleitet wur­
den. 

(4) Mit dieser Entscheidung soll auf Gemeinschaftsebene for­
mell festgestellt werden, dass die Unterlagen grundsätz­
lich den Anforderungen hinsichtlich Angaben und Infor­
mationen gemäß Anhang II und — bei mindestens einem 
Pflanzenschutzmittel mit dem betreffenden Wirkstoff — 
den Anforderungen gemäß Anhang III der Richtlinie 
91/414/EWG genügen. 

(5) Unbeschadet dieser Entscheidung kann die Kommission 
den Antragsteller auffordern, weitere Angaben oder In­
formationen zu übermitteln, um bestimmte Punkte in 
den Unterlagen zu klären. 

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unbeschadet des Artikels 6 Absatz 4 der Richtlinie 
91/414/EWG erfüllen die Unterlagen für den im Anhang dieser 
Entscheidung genannten Wirkstoff, die bei der Kommission und 
den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Aufnahme dieses Stoffes 
in Anhang I der genannten Richtlinie eingereicht wurden, 
grundsätzlich die Anforderungen an die Angaben und Informa­
tionen gemäß Anhang II der genannten Richtlinie.
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In Bezug auf ein Pflanzenschutzmittel, das den betreffenden 
Wirkstoff enthält, erfüllen die Unterlagen unter Berücksichti­
gung der vorgesehenen Anwendungen zudem die Anforderun­
gen gemäß Anhang III der genannten Richtlinie. 

Artikel 2 

Der berichterstattende Mitgliedstaat wird die eingehende Prü­
fung der in Artikel 1 genannten Unterlagen fortsetzen und 
der Kommission die Schlussfolgerungen der Prüfung so bald 
wie möglich, spätestens jedoch innerhalb eines Jahres ab dem 
Datum der Veröffentlichung dieser Entscheidung im Amtsblatt 
der Europäischen Union, übermitteln, zusammen mit einer 

Empfehlung zur Aufnahme bzw. Nichtaufnahme des Wirkstoffs 
gemäß Artikel 1 in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG und 
den diesbezüglichen Bedingungen. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 10. September 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission 

ANHANG 

VON DER ENTSCHEIDUNG BETROFFENER WIRKSTOFF 

Gebräuchliche Bezeichnung, 
CIPAC-Nummer Antragsteller Datum der Antragstellung Berichterstattender Mitgliedstaat 

Bixafen 

CIPAC-Nr.: noch nicht zugeteilt 

Bayer CropScience 8. Oktober 2008 VK
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